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Prozessbevolfmächtigter:

Rechtsanwalt Gerd Nogossek, honnef Straße 32, 50374 Erftstadt; Gz.: l/'i6 G

Kläger:

gegen

dle
Bundesrepublik Deutschlarld, Vedfëi:ëh äuf:ch das Bundesministerium des innern
dieses vertreten durch dië p'räsidentih :de98undësämtes air Migration und Flilcht-
ilnge, Ë:rkrather Straße 345..-3dig. 4(}231, :.Dq$sefdod, Gz. :: 6429786-423.

Beklagte
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wegen Asylrech $ (Afghanistan

hat die 14. Kammer

aufgrund der mündlichen Verhandlung

vöm 21 .03.2018

durch

den Richter an Verwaltungsgefichi:
al$ Einzelrichter

OKh

Mf Recht erkannt

Die Kläger zu { ., 2., 4., 6. Und 7. tragen 3/5, die Beklagte 2/$ der Kosten des l r- -
fahrens, in dem Gerichtskosten nicht erhoben werden. - '-'-' --va'c'' \JGÖ vef-

Ë.&.t.b.els t , " ä
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dle in den Jahren 200'f, 2Qö5. und 20'12 lgeböre en m:indefjährlgen Kinder: die; Kläger
zu 5.-7. sind afghanische Staatsangehöriëë.'$ië: :fëiËtë nach ihren Angaben Ini Janu-
ar 2016 +n das Bundesgebiet ein und stellten am 22, September 20f6 von dem Bun"

desamt für Migration und Flüchtlinge hirn folgenden Btlndesamt) einen Asylantrag

der Anhörung vor dem 8urldesamt am t ë. Ök€obei 201 6 machten die Klägefih We.
sentlichen geltend. dass die Klägerin zu 2. vön 20'1 {-2014 in einem eigenen Friseurla-

den gearbeitet habe. Die Familie des Klägers ZL) 1 . habe die Klägerin zu 2. nicht akzep-

l.left. insbesondere hätten die Bfiider des. Kägërs ,zu 1 . gefördert, dass die Klägerin

zu 2. 8ufka trage und n cht alif dfe Straße gehe. Im Jahr 2Q'14 sei eine Friseutln* die in
def gielctlen Straße wle die Klägerin zti 2. gearbeitet habe. ermordet worden. 8ei einem

weiteren Vorfall sei die Glasscheibe des Ladens der Klägerin zu 2. Zerschlagen worden.
Seitdem habe die Klägerin zu 2. A g$Ë gehabt uod gufge:.h.$r{ zu arbeiten. {)le Eltern des

l<iägers zu {. selen so wie auch der Vater. det Ktäëe.fin. zu.2. verstorben, Alle weiteren

Familienmitglieder der Kfägefin zu 2. seien qus Afghanistan .ausgerelst

Bundesamt die Anträge der Kläger auf Zuerkennung der Flüchtlrngseigenschaft (Zlf

fer 1): auf Asylanerkennung (Ziffer ?} und auf Zuerkennung des subsidiären Scnutzsta-

tus (Ziffer 3) ab Zudem stellte es fest. dass Abschiebungsverbote nach $ 60 Abs. 5

und 7 Satz t Aufenthg nicht vorlägen IZiffer 41 Den Klägern v/urde die Abschiebung
nach Afghanistan angedroht (Ziffer 5) Das gesetzliche Einreise-und Aufenthaltsverbot

gemäß $ 1 1 Abs. l Aufenthg v/urne auf 30 Monate ab dem Tag der Abstimmung befrrs

Dle Kläger haben am 1 , Dezember 20.l6. Klage- efhaberl.. Zur Begründung machen sie

im Wesentlichen geltend. dass die King.ern.zy 2. wege:R Ihrer freien Lebensweise und
der Ausi3bung ihres Handwerks von ihren $chwägefn :und auch von den Tailban und

AI Kaida angefeindet und bedroht worden gei. Ausweist.ich -är2ttlchef Stellungnahmen

$ei die Klägerin zu 2. psychiuh erkfan.k{. Da dle Familie der Klägerin zu 2. geflüchtet

sei und die Familie des f(lagers zu l die Kläger nicht unterstützen verde. hätten die

Kläger in Afghanistan im Fal.i eirler Rtlckl€öh.[ keine Hilfe. yndike]ne Exlstenzglund age.

Die Kläger beantragen
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die 8ekiagte unter teilweiser A.ufhebung des Bescheids vom 22

zu Verpflichten, ihnen die Fiilchtlingselgenschaf{. zl.i zuefkennen:
Novemlber 201 6

hilfsweise unter teilweiser Äuhebung äes vorgenannten Bescheids die {3eklagte
zu verpnichten. ihnen Subsidiaren Schutz Zuzuerkennen

weiter hilfsweise, die Beklagte unter Aufhebung des vorgenannten Bescheids zu

Verpflichten, festzustellen, dass einer Abschieburlg der mager nach Afghanistan
Abschiebungsverbote nach 5 60 Abs 5 und 7 S l Aufenthg entgegenstehen

Die Beklagte beantragt

die Klage abzuwelwn

Zur Begründung verweist sle auf die Äus©hruägen in dem angegriffenen Bescheid

Wegen der weiteren Elrlzelhelten wl!"d auf Ëlën inhai! de
genen Venwaltungs\forgärlge ven~vvie$el} .

e und der befgezoGerichtsa

Das Gericht kann trotz des Ausbteibens der Beklagten auf Grund der mündlichen Ver.

handlung vom 21 . März 20'f8 entscheiden. Die Beklagte wurde fristgemäß gelader} und

rauf hingewiesen, dasa;"beim Äusble.ißer eines Beteili.gt n auch ohne ihn verhandelt

und entschieden L' erden kann. $ T02 Abs 2 vu'/GO Auf die förmliche Zustellung der
Ladung ha} die Beklagte durcll ihk alläëhëine" p:roäeiëëërklärung gegeniibëf dën Ver.
waltungsgerichten verzichtet

Die Zulässige Klage ist ir} dem au$ dem Tenor ersichtlichen Utrlfang begr€1ndet
algen Ist sie unbegfilndet

'":.
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Die Klägerinnen zu 3. und 5. haben Anspruch auf Zuerkennung der Flilchtllngseigen-
schaR nach $ 3 Ab$. 1 A$yIG. Der Bescheid des Bundesamtes vom 22. November 20]6

ist rechtswidrig und verletzt die Kiägerinner! zu 3. und 5. in ihren Rechten. soweit er
diesem Anspruch entgegensteht. S 1 ]3 Ab$. 1 . Ab$. 5 VurGC}

Die Zuerkennung der Fltlchtllngseigenschaft richtet sich nach $ 3 Abs l AsyIG Danach

l$t ein Ausländer Flüchtling im Slnrte äer Genfer FtiJchtllngskonvention, wenn er sich
aus begründeter furcht wegen seiner :Rasse, Religion; : Nationalität, politischem Über-

zeugung oder Zugehörigkeit zu einer bebtimn3ten :$o laien Gruppe außerhalb des Her-

kunftslandes befindet, dessen $taaËsangehörigkeii: er besitzt und desser! Schutz er

nicht in Anspruch nehmen kann oder :wegen dieser.Furcht nich in Anspruch nehmen

will: oder in dem er als $taatenloser seinen vorherige.n gewöhnlichen Aufenthalt hatte
und in das er nicht juri)ckkehren kann oder:-wegen. dies f Furcht nicht zurückkehren

Als Verfolgung im Sinne des 5 3 a .Abs l Asyln- gelten zunächst Handlungen. dre auf

Grund ihrer Art oder Wiederholung $o gravierend sind. dass sie eine whwenwiegende
Verletzung der grundlegenden Menscitenrec te darf ellen:, Insbesondere def Rechte

aon denen nach Art 15 Abs 2 EN4RK keine Abv-eichung ztilässtg ist ($ 3 a Abs l Nr l

AsyIG). ferner Handlungen: die in einer Kunlullerung unterschiedlicher Maßnahmen

einschließlich e ner Verletzung def MeD$chenfechte, :bestehen, die so gfavierp,nd }$t:
dass eine Person davon in ähnliche! wie der in Nr. { beschriebenen \A/elw betroffen l$t

l$ 3 a Abs l Nr 2 AsyIG> 5 3 a Abs 2 AsyIG nennt als mögliche Verfolgungshandlun
gen bcispieihaf€ u.a. die Anwendung ptiysi$chef oqjer p$ychfscher Gewalt, einschließlich

sexueller Gewalt, sowie gesei:zflche, admlpistrat.iye: PQti4eifiche oder justizielle Maß-

nahmen, die ais solche diskriminierend..sind.oder in diskriminlerender Weise angewandt
werden

Eine Verfolgung im Sinne des $ 3 qbs. l AsyIG kann nicht nur vom Staat ausgehen

l$ 3 c Nf t A$ylGl: sondern auch v'on Parteien oder Organ lsationen: die den;Staat oder

einen wesentlichen Teil des Staatsgebiets beherrschen (5 3 c Nr 2 AsyIG) oder von

r\lchtstaatlichen Akteuren,l sofern die in :Nrn. . l und.2 genannten Akteure eia$$hiießllch

Internationaler Ofganisatio.hen e iesenerßa:ße;n. nicht in; .det Lage oder night :wilfeQ$

sind. im Sinne der $S 3 a. 3 e AsblG Schutz vor Verfolgung zu bieten. und dies unab
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hängig davon, ob {r} dem Land eine stab liche: Herrschafismacht vorhanden i${ ader
nicht ($ 3 c Nr. 3 A$yIG)

Gemäß 5 3 a Abs 3 AsyIG muss at''ischen deö Verfolgungsgrunden im Sinne von 5$ 3

Ab$. i und 3 b A$yIG und dër Veffolgüfidshahdlüng bzÜ. :äen Vedolgungshänë1lungën

oder dem Fehlen von Schutz vor solchen Handlungen ëiäë Verknilpfung bestehen.

Die Fut"cht vor Verfolgung }st begründet, wenn deM Ausländer dte genannten Gefahren
aufgrund det in seinem Herkunftsland gegebenen Umstände in Anbetracht seiner indi-

viduellen Lage tatsächlich, d.h. mft beachtlicher Wahrscheinlichkeit; dreher!. Dieser in

dem Tatbestandsmerkmal ",.. aus def begrilndeten Furcht.vor verfolgung ..." des Äd, 2

d) der Richtlinie 201 1 f95/EU (Qualifikationsrlchtlinie QRL) enthaltene Wahrscheinlich

kcitsmaßstab orientiert sich an der Rechtsprechung des.EGMR, der bei der Prüfung
des Art 3 EMRK auf die tatsächliche Gefahr abstellt ("real risk"jt das entspricht dem
Maßstab der beachtlichen Wahrscheinllchkeit= Dieser \i/ahrscheinlichkeitsmäßstab setzt

voraus: dass bei einer zusammenfasst:ndäN:XWürdigung des zor Prilfung geste.liter. Le-

benssachverhalts die für eide Verfolgung lspre:chqDdeh ik.l~mstände ein gfößereË .Gewictlt

besitzen und deshalb gegenilbef den . dag$990: SpreQhQnden Tatsachen überwiegen

Dabei }$t eine "qualiflzierende'' Betrachtungsweise im Sinne einer Gewichtung und Ab-

vuägung aller festgestellten Umstände und Ihrer..:Bedeutung anzulegen. E$. kömmt da-

rauf an, ob in Anbetracht dieser Umstättde bei einem vera(}nflig denkenden:..: begonne-

nen Menschen in der Lage des Betroffenen Furcht vor:Verfolgung heworgertifen wer-
den kann

Vgl. BVerwG, Urteil ;v.clm 2Q..
23.12 -, jufls* Rn. 19; 32.

Februa:i" 20'1 3

Wenn der Asylsuchende frilhere Verföigungshändll3ngën oder Bedrohungen Üit VëNo1-

gung als Anhaltspunkt fillr die Begründetheit s:einerFI.iiëlt{ geltend macht, dass sich dië
Verfolgung im Falle der Rilckkehr in das"Üeimatiälld Üiëd:el;:holen werde, kocht lhm äle

Beweiserleichterung des Alt. 4 Abs. 4 QR:t ËÜ:gute, Eë. besteht die tatsächliche" Vermu .

tung, dass sich frühere Handlungen Und::Bedrollungen bel einer Ri)ckkehr Iri: das Her-

kunft:stand wiedefhoien werden. Diese .VermLitu:ng: k.ü fln aber widerlegt werde:nl hierfür
Ist erforderlich, dass stichhaltige Gr{ nde dle .\q/{oderholungsträchtigkeit solcher Verfol-
gung bzw. des Eintritts eines solchen $üha(!ens entkräften
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Aus den in Art. 4 QRL geregeil:en Mitwirkungs- und Darlegungsobliegenheiten des
SchUtzsuchenden folgt. dass es auch unter Berücksichtigung der Vorgaben dieser

Richtlinie Sache des Ausländers i$!. die: Gründe für $e ne Furcht vor politischer Verfol-

gung sch [ ssig vorzutragen. Er muss iintef Ähgäbe genauer Einzelheiten elben in sich

stimmigen $achverhafi: zu Schildern hät, au$ dem. ëiÖh bei Wahrunterstefliing ergibt.
dass bei verständiger W€1rdlgyng po ltjË:che. $'eRölgung droht. Hiezu

. .:- . -' ' -'' ''
gehört, dass der

Ausländer zu den in seine Sphäre fallenden Ereignissen: insbesondere zu se nen per
söniichen Erlebnissen, eine Schilderung. gibt;: äi?. geeig.f\ët: i$t, den behaupteten An-
spruch iilckenlos zu tragen. Bei def BeWërt::ü g.ë.ë(; $tihMlgkeit des Sachverhalts mü$-

sen u.a. Persönlfchkeitsstruktur. Wis$ënsstähd :und: .Hëfkunft des Ausländers befück-
sichtlgen werden

.T: Tl?Y?::'".' :- ; --' ;. ;''' ;: , lllli41 iëii4i :; (i$ü" "','- ~.-l: iÄ',;,.
Keit zu einer beshmmten sozialen Gruppe rg 3 Abs l blr T. $ 3 b Abs l lqr 4 AsyIG)
mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit India' dEiell vön Vef.fëilgung bedroht, -'

Flach 5 3 b Abs l Nr 4 Halbsatz l As)IG gilt eine Gruppe Insbesondere dann als eine

bestimmte soziale Gruppe. l"enn a ) dle Mitglieder dieser Gruppe angeborene Merknlate

.-'' ':-:n gemein;;«*.- Hi'.*''g.-;-d l ä;} $iËfll "Ëiil..:iä:il:;i.l;id.n ka':': ge"*.In haben

".

.;-' :.
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tät oder das Gewissen sind, dass def Eier:feffende nlchtgezwiingen werden sollte. auf

Sie zu herz chten. und b) die Gruppe in cfem betreffenden Land eine deutlich abgegrenz-

te Identität ha{, da sle von der sie umgebenden fiese,lischaft als andersartig "betrachtet

\-.,ird Gemäß $ 3 b Abs l Nr 4 Halbsatz 4 AsyIG kann eine Verfolgung v/egen der Zu
gehörigkeit zu einer bestimtnten soziale.n IGruppe auch vöflli.eger, wenn sie allein an das
Geschlecht anknillpß

In der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung Ist aberkannt, dass Personen. die in-

folge eines längeren Aufenthalts in Europa in elnëm solchen Maße in }hret !dentltät

westlich geprägt walden sind, dass sie entweder nicht mehr dazu in der Lage wären
bel einer R{)ckkehr in ihr Heimatland ihren..Lebensstil dën doß erwarteten Verhaltens-

weisen und Traditionen anzupassen, oäëi. äënën. dies :iäfaige dë$ erlangten Gtäds ihrer
westlichen Identltätsprägung nicht mehr:zlügematët werden -kann, eine bestimmte ëözia"
le Gruppe sind

Wann eine Anpassung an die im Heimatland et a;üeteh Verhaltensweisen nicht mehr

zumutbar ist, lasst sich nur sehr eingeschränk! nach einem objektiven. allgemein gülti-
gen Maßstab bestimmen

Ailerdirtgs kann niemand erwarten, in einem:.anda :ëä:Lang "alles" tün zu dtlrfen. was er
In der Bundesrepublik Deutscttiand tun dürre

ßl;B l: ::ky?ll$ t ii'i$1lii',-"'«
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A.uch das Bundesverwaltungsgericht hat. in seiner ffühefen Rechtsprechung ausgeführt

dass ein Asyfsuchendef, der durch elgehëë zühiitbareg Veftlalter! die Gefahr komischer
Verfolgtlng oder sonstige im Ziels aa{ dicihende Gefahren abwenden kann, kein Än"
Spruch auf asyJrechtiichen und ausländerrechtlichen Äbschiebungsschutz hat

Dies zt} Grunde gefegt i$t die Ablehnuflg vön $i€t-en und Gebräuchen des Heimatlandes
für $ 3 b Nr. 4 a AsyIG ("Merkmale oder Glauoensüberzeugungen. die so bedeutsam für

fe Identität üdef das Gewissen sindl: dass dei' Befrëfßn:dë nicht gezwungen Werden
sollte auf sie zu verzichterl") nur dann beachtlich: wenn sie die betreffende Person
maßgeblich prägen. Nur danr} kann ir} dëh :2üahg, :;giëh:;ih; Heimatland an"vön äer be-

treffenden Person nicht gewünschte Ü'ë 6altëjhäwelsëü "aßkupassen, eln ausreichend

schwervdiegende verleerdengrundiegenaer fdenschenrechte pm Sinne des $ 3 a Abs l

:lU,==T.-l)'Xa :PIllI:;/
Ohne Bedeutung ist e$ d:ann aber, öbl äiÖ p'e:tsön d{,trëhläußere Anpassühg Verfo{.

ächtshofs ist file den Bereich def Reiigiöhsffëi w:ilt :uhä; ääf:ëexueflcn Qrientietüng aller:
kennt, dass es file einen Anspruch auf-.iht :Mä:!idäälëä-: $ëhutz irrelevant

':":' 'T ''':'
ist,: dass ein

Asylsuchenden dle Gefahr drohender vë#ölg(Jä:gl",v;ëfMëldën könnte, wenn er äuf bel-

l l::: ::=':='''- "":''?:Teil '?tl ll '?l; flirt''« ';"' "TFf'TF- *-;-

ßll::l:lbl$:1 H$u!;'
H

'- --,

'. -Ël U
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Dies lässt slctl übertragen auf dle Situation; dass eine Person wegen elnei" ernsthaften

Prägung ihrer Person die von ihr in ih.t"e:m IHerkdnßsiähd.:elwaheten Verhaltensweisen
ablehnt

Ob die Ablehnung der Sitten und Gebräuchen für eine Person Identltätsprëgend }$t, be
darf eir+er umfassenden GësamtwË)rdigüng"aller imständë des Einzelfalls. Dabei Ist die

Individual e Situation der Person! nach ihrem fegiona en, sozialen and insbesondere

dem familiären Hintergrund zu beurteilen, Es::jst :zu: berit ksichtigen, ob und inwieweit
die betreffende Person voraussichtlich dutch einen Familien.: oder Stammesverbund vor

verfolgungsmaßnahtnen geschützt wet,deö :kinn, Afgha:nische Frauen sind üon Ve#olg-

ung insbesondere dann bedroht: Menü:.:sle nicht über männlichen Schutz verfügen.

Dies zu Grunde gefegt haben die Kiäggrlnnen:zu 3. und.5, sich in iderltltätsprägendef
Weise von den Sitten und.Gebräuchen ihks Heimatlandes, entfernt und

.- .. ".'.' . .'

einen "westlb:
chen" Lebensstil öngenomlnen

Nach der Arlhöfung der Klägerinnen zu 8:: Lind 5. in der ndlichen Verhandlung Ist das
Gericht zu der (überzeugung gelangt; qas$ die "LebeQSWeige der Klägerinnen" überwie-

gend derjenigen von in den westlichen lnd:u$trielä:Qge:1lr! ; $ufwachsenden Jugendlichen

entspricht. Die Klägerinnen haben glaubhaft geschildert, wie sie ihren Alltag verbringen
etwa Singen im Chor, Musizieren mit del:. Gjtqrre, Tanzgrl.iQ der Tanzschule und Fußball

spielen. Die Klägerinnen werft)gen über oeachthche deutsche Sprachkenntnisse urls

konnten in der mündlichen Verhandlun.g da:s:Ge:gpräch:mi}- deM Gericht fast durchge-
hend in deutscher Sprache führen. Ai.tch in äußefiicher Hinsicht unterschieden sich die

Klägerin en nicht von anderen Frauen/MädeheR: Ihres Ä$t$r$ in Deutschland:. $ie waren

modisch/modern gekleidet und trugen -wle .die Meisten.in Deutschland gebenden Frauen
kein Kopftuch

: ; :. n

: " ."'

H
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in die hiesigen Lebensverhäitnisse n egfier!. Sie habe beide glaubhaft geschildert, wie

sehr sie sich an das Leben in Deutschland gewöhnt hätten. Beide betonten. unabhängig
Voneinander befragt; wie Michi:ig file sle das:Gefühl sei, in Deutschland frei seir} zu kön-

nen, Sie gaben glaubhaft an, sich nicht mehr vorstellen zu können, in Afghanistan sich
wieder an die dortigen Konventionen anpassen zu massen

Das Gel"icht hält die Angaben def Klägeilnner! auch deshalb file glaubhaft und geht von
einer nachhaltigen Prägung der Klägerinnen au$* da diese von ihren Eltern in Ihren

Ubefzeugungen unterstützt werden. Schon in der Anhörung hatte die Klägerin zu 2. an-

gegeben. au$ einer "modernen" Familie zu stamm.enl die die Eigenständigkeit von
Frauen respektiere. Der Kläger zu 1 . gab an, stets seine Frau - trotz des Unverständ

nissen und Einwendungen seiner Familie darin i.IRterstükt zu haben. A.uch in der
m{)ndlichen Verhandlung wurde deutlic.h, d.ass dle Kfäget. gu i , und 2, sich ein selbstbe-

stimmtes Leben für ihre Töchter wilnschep: "S:chließlich geht das Gericht davon au$

dass es sich auf die Identität der King:e(l.ünen zu. 3. und ;$.,.besonders prägend ausge-

wirkt hat, dass sie sich in einem f(]f die Bildut19 :der eigen;en Persönlichkeit"bescndet-s
Wichtigen Aitef im Bundesgebtel: aufgeh$1ten :hiibeil

Die Klägerinnen zu 3 und 5 sind als "\«/estrich geprägte" .JLigendllche bzw lunge Frau
en in ihrer Heimatprovinz individuell vaD yeffo: g:ung bedroht

Die $itu bon von Frauen in Afghanlsta.n hat dich nach dem.Bode der Taliban .Herrscher

zwar erheblich verbessert, gleichwohl ..tllejbt die voilum.fängliche Realisierung ihrer

Rechte innerhalb der konten'aviv-isla i.schert a$jghäRi.slh$1): GesellschaR schwierig. Ë$
fehlt in dei" p'taxis oftrnafs qn der pfaktl$ch.€1:!}- UW$etzypg der ihnen durch die natiöna en

Gesetze zukommenden fiechte Staatliche Akteure aller drei Gewalten sind häufig nicht
Ir} def Lage oder auf Grund {iadierter b\@:i"tellorStgiiun9e"P flip:ht gewillt. Frauenrechte zu

schützen. Sexualisierte und geschlecht$sp$4jfiSchp::G$Wq.It :"i$t weit Vefbreitel:. Gewaltta-

}er} gegen Frauen und Mädchen flrtden zy.",üb:e11..9P % innerhalb der Familienstrukturen

statt. Die Gewalttaten reichen von Körpemerletztlhgen und Misshandlungen ber
Zwangsehen bis hin zu VergewaltigurtgQO .{.lri:d :M:e. : $.::.Elle ko biete Situation von Frauen
unterscheidet sich je nach regionalem und sozialem H nlergrund stark Tud tionell dis

kriminierende Praiäikeo gegen Ffai.!en .exlstietep insbesondere in ländlichen und abgb

:;.' " :.
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die Anpassung an eir! tfadieRes, koä$ër'18tiva$ Roilënbliä: enwadet werden, etwa die

Einhaltung der Beklerdungsvorsctlr !feen. die Unterlassung "unsittlicher" Tätigkeiten (Sln

gen'TanzenJ. stetige Begleitung durch ein männliches Famllrenmitglied. etc Sie v/Öfen

deshalb gezwungen, .sich entgegen }hrëf lauf ei:H selt$gtändlges und unabhängiges Le-

l)en gerichteten Prägung zu verhalten Dies ist den Klägerinnen nicht (mehre zumutbar

Den Klägerinnen zu 3 und 5 steht kein interner Schutz zur Verfügung. $ 3 e Abs. l

Nach $ 3e Abs l AsyIG vird die Flüchtlingselgenschaft nicht zuerkannt \-/enn der

Asylsuchende in einem anderen Teig seines Herkunftslandes keine begrilndete Furcht

vor Verfolgung oder Zugang zu Schutz vor Verfolgung hat ($ 3e Abs l Nr l AsyIG)
und er sicher und legal in diesen Lan.äe:stëjl reisen kann, dort aufgenommen wird und

vernünftiger Weise er\-ortet \-/erden kann. dass er sich dod niederlässt ($ 3 e Abs l

Nt 2 AsyIG) Gemaß $ 3 e Abs 2 Satz l AsyIG sind bei der Prüfung der Frage ob ern
Teil des HerkunRslandes diese Vüraussetzilpgen eH'{311t,. die dortigen allgemeinen . Ge-

". !q. +. .-- - v'r'

gebenheiten und dle persönlichen UmstäRd$ des ß.$ylgi.!:chenden zu bern:cksichtigen
Hierzu gehören nach Art. 4 Abs, 3 c QRL insbesondere solche Faktoren wle der fämtüä-

re und soziale Hintergrund. das Geschlecht :ynd das Alter. Maßgeblicher Zeitpunkt ist
die gerichtliche 81ntscheldung; wobei auf genaue urld akb.felleInlörmatlonen aus kle"
vanten Quellen abzustellen ist ($ 3 e Abs 2 Satz 2 AsyIG)

Das Gericht kann offen lassen, ob die Klägerinnen zu ;3." UDd 5., 1andesweiäl wegen Ihrer
westlichen Prägung von Verfolgung bedroht wäre. :ZulytindQst steht Ihner} ke:in anderer

Teil ihres Herkunftslandes zur Verfügung: i.n de:rn die:Niederlassung vernüRftig91'weise:
erp/arten v/erden kann. 5 3 e Abs l Nr. ? AsyIG

Nach def höchst- und a:b$rgerichtlicheR;:;. Reghtspr€jjhy:pg: ; .geht dieser Zimt.itbarkelts-

rnaßstab jedenfalls über das Feh en einer rm Rahmen des $ 60 ADS. 7 Satz l und 2
Aufenthg beachtlichen existerWieilen No.klage..bma.i.+s
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Das 8undesvelwaltungsgericht hat zwar : $iSla:ng $en:.gelassen, weiche darilber hin.
ausgehenden konkreten WIRschaftlfchedund:söziälën $: öädards ed{311t sein mii$$en

ËilhillX:14ii~;is
Ein verfolgungsslcherer Ort bietet erwe1lb$@,hißen . F'ergo.nen eine

-. ' ' '

zumutbare $chutzal-

ternative dann. wenn sie dort; sei e$ .durch eigqnQ, natÜtlS auch wenig attraktive und

ihrer Vorbildung nicht entsprechende Afbëit; die gru:ndsätälich zumutbar l$4:. oder durch

Zuwendungen von dritter Seite jedenfalls na h gb:efWindung von Änfangsschwie!"lgkei-

ten das zu Ihrem angemessenen Lebe:nëunterhalf. .Ëlfforderliche erlangen können. Zu
. \#'' " '

den danach zumutbaren Arbeiten gehöËëh; "a;ucb; äligi(ëitëril" füf die es keine Nachfrage

auf dem aflgemelnen Arbeitsmarkt gibt, die n;icht ü:befkammenen Berufsblldern entspre-
chen, etwa well sie keinerlei besondere Fëihigjlelte0 erfordern, und die nur zeitweise

. . l

etwa zur Deckung eines kurzfristigen 8edarfsi beispiplswei.se in der Landwirtschaft oder

inl Bausektor ausgeübt werden bannen reicht zumutbar sind hingegen jedenfalls die

entgeltliche Enliiferbstätigkelt alf eide k.flminefie Organisq€ion, die in der foHgesetzten
Begehung von oder Teilnahme an Verbrechen besteht. Ein Verfolgungsslcherer ON, an

m selbst das Existenzminimum nur dutch deËartlgeslkrfmiüelles Handeln erlangt wer.
den kann, bietet keinen Internen Schutz

Nicht mehr zumutbar i$t die Fluchte tërhatiüe:'äücH:::dahn. ':wenn der Asylsuchende an

trachtungsweise auf Dauer .eln Leben zu eiWaden hate das zt.t Hunger. Verelendung und
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lilUlllil:n benötigen aber wenn nicht ausnahmsv/else eigenes

aurcen vorhanden sind fi)r die Existenzsicherung in Af

": -.'

=T: :':=:;=:='=: :: '=:; :='=:":'=:JT
'l=;" 1'.':=:T'':,:: =:lT=;:1 .::=. :1:
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Vgl. dazu VGH Mannheim. Udei:l vöm l6
-- A l 'i $ 5'i 2/1 7 -; li.Iris, Rh. a99 fl.

Oktober 20{ 7

Die l<iägerin zu 3. und:def Kläger u 4. sind allerdings volljährig, sodass sie nach deut

schen Recht grurtdsä€ziich nicht mehr- in die durch Art. 6 GG geschilttzte Familieneln.

heit einzubeziehen sind. Dass für das Urtiohsrecht eln anderer Maßstab anzulegen wä
re; i$t nicht ersichtlich

Die Kläger zu 1 . und 2. könnten sich äusahhenlmtt ihren minderjährigen Klrldefn, den
Kläger zu 5. bi$ 7.* an keinem anderel}-C}R in Afähäniätan aufhalten, da Ihnen nicht die

Existenzsicherung gellnger! wt)rde. Nach den glaubhaften IQngabeö der Kläger k6nrten

sie nicht auf Unterstützung durch Vcflürif3hdË© 2urË Qkgreifen. Eigenständig werden die
Kläger den Lebensunterhalt schon wegen der Größe der Familie nicht sichëtn können

Das vor der Flucht vorhandene Vermögen. dqrFa$1lie =@ufde Hach dem nicht widerieg«
baren Vortrag der Kläger durch dle Flucht aufgebraucht

Auch von der Kiägerln zu 3. kann dich.t vernünftigen"!ipFeise efwadet werden, sich in ei«

nem anderen Landesteil niederzulassen" Bei:einer i$öi: Öden Betrachtung def .Klägerin
zu 3. wilrde ihr die Existenzsicherung schob deshalb nicht geiingen* da dies in Afgha-
nistan für eine a lelnstehendc Ffai..t grundsätzlich. auszuschließen ist. Selbst wenn eine

Rilckkehr im Familienverband unters eilt wiiiäel kö.nn.{ë.. dle Sicherung des Lebensun-

terhalts nlchl: angenommen werden, da.eugh deB:Fä:mille: r- Wje vorstehend ausge&hft -
die Existenzsichef"ung nicht gelänge

Die Kiägerir! zu 2. und die Kläger zu {.:,,. 41., 6: und.7.. *habe:h keinen AnspËych .auf die

Zuerkennung der Flttchtllngseigenschaft nach g 3 AsyIG Ziffer 2 des streltgegenständ

lichten Bescheids ist rechtmäßig und verletzt sie nicrlt in Ihren Rechten. $ 113 Abs 5
VWGO

D e Klägerin zu 2. ist nicht Wegen "Ve westlichung" ir! Afghanistan von Ver$öiguflg be.

droht. Das Gericht geht davon au$, dasseiäe Ahg5asëung }an die afghanische Lebens.
weise füf sie nicht unzumutbar ist

Das Gericht verkennt dabei nicht. dass die Klägerin zu 2 schon vor der Ausreise Kon

fllNen ausgesetzt war. da sie eln selbstbestimmtes Leben führen wollte und hierin auch
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von Ihrem Mann unterstützt: worden Wär. :Andëig äië bëi -ihren 'töchtern kann das Ge.
licht nach der ausf€1hrlichen Anhörung in der milndlichen Verhandlung aber nicht er-

kennen, dass sle zwischenzeitlich eine Prägtlng erhalten hät. dle ihr die Einhaltung von
afghanischen Konventionen ühzumutbä{ maöhël't würde. Dle Klägerin zu 2. gab it} der

milndiichen Verhandlung an. dass Höuptgrühd~ für }hrë Ausreise der Angriff hilf ihren
Friseurladen gewesen sei. Mit ihren Schwägern* die sie zuf Aufgabe des GeKhäfts und

der Ëinhall:ung von Bekieidungsvorschriften hätten zwingen wollen. habe sie sich arran-

gieren können. Die Klägerin zu 2. hat zudem viele Jahre unter diesen Umständen in
Afghanistan gelebt, ohne - abgesehen von. dem. Streit mit der Familie ihres Mannes -

sich sichtbar und offen wort afghar\ischen Weävorstellungen zu distanzieren, Zwar hält

anderes Leben gewürlscht hatte. Dass e$ ft r sie unzumütbaf }$t. unter dlësen Regeln
zu leben. kann das Geric;ht aber nic t erkeflnën

Die Kläger zu 1 : 2 . 4 ; 6 und 7 (im Folgenden: dle Kläger; haben auch aus keinem

anderen Grund Anspruch auf ZuerkeQT\ü,ng" -d$r ftychtli gselgensohaft. Daq: Gericht

very/eßt insofern nach $ 77 Abs 2 Asy G aur die zutreffenden Ausführungen in dem
Bescheid des Bundesamtes (S 3 t }. die es sich zu eigen macht

Dle Kläger haben auch keinen Arlspfy:ch ayfi Zuerkeilniing subsidiärert $chttües nach
$ 4 A$yIG

Anhaltspunkte dafür. dass die Kläger gemäß $ 4 Abs l Satz 1: 2 Nr l A$yIG wegen
einer $traßat gesucht werden und be.l .ihrer:Rückkehr n öh= AfgharlËstan die .Gefahr dër

Vefhängurlg oder Voiistreckung der löd$qstTfe beil:ehti sind weder vörgettagen noch
sonst ersichtlich. t)en Klägern droht lwt rail der Rückkehr auch keine Folter oder un-

menschliche oder erniedrigende Beh'andlung oder Bestrafung. $ 4 Abs. l Satz 2 Nr 2

AsyIG Das Gericht very/eßt auch insofern nach $ ?7 Abs 2 AsyIG auf dle zutreffenden

Ausführungen rn dem Bescheid des Bundesamtes(S 5>. dre es sich zu eigen macht

ernsthaften individuellen Bedfohu1lg dein Lqh$r!:$. Qd!$r g$€ Unve1lsehrtheit infolge.wilikiltr-

Ircher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen KonHikts nach $ 4
Ab$, '1 Satz 2 Nf. 3 Asyl(3

":: . :'

i'

. =::1 ' ; :."'.;.':..I' I'. "b . .: '.

H '... .' .:"-='"1"i.'l;.' .'".:ii:'.';...



0$ .Ü4 . =10:i.8-Q3 : 43 022{ 2Q66 4$?
S . 30,.,3'

Eine ei"nsthafte individuelle Bedrohung ä;Ël:$ Lë;bens wird:ih erster Linie durch :ëefahrer«

läöhende persönliche Umstände begfÜn:dëf.: Hill a:üsnahMsweise kommt dië:Ähnahme

eines ernst:haften Schadens unabhähäig : Vän ih:dlüidt;lëlldä gefahrerhöhenäön : {Jhstän-

den in Betracht, nämlich bei besonderer Verdichtung einer allgemeinen Gefahfeniage
wenn der den bestehenden bewaffneten Könßlkt kennzeichnende Grad wlflki} reicher

Gewalt ein so hohes Niveau erreicht, daßs stichhaltige Gründe fQr die Annahme beste

hen, dass eine Zivilpersött bei Rilckkehr ih das be4:reffeflde Land oder dië betroffene
Region allein durch ihre Anweserlheit in diesem ;Gebiet Gefahr liefe. einer solchen Be-
drohung ausgesetzt zu sein

ä;lällijlR$ËI
Hierfür sind feststellunger! tiber das Niveau!"wille l reicher Gewalt bzw. zu der sogenaön.

ten Gefahrendichte erfarderfich, d,h. pine jedenfail$ ännäh:e:rungsweise quantil:alive Er«

mittlung de{ Gesamtzahl :der in dem betreffenden..G.ebnet lebenden Zivlipefsonëh"und

der Aki:e wiflk{3rficher Gewalt, dle von den Ko.nfliktßadeiöß..gegen Leib und.:Leben voh

Zivilpersonen in diesem (gebiet verübt; Weräenl göwië: eibe wertende Gesamtbetrach"

tung rrtit Blick auf die Anzahl der Opfer und die Schwere der Schädigungen (Todesfälle

und Verletzungen) bei der Zivilbevölkerung Hierzu gehört auch die Würdigung der me-

dizin\ischen Versorgungslage in dein jeWëjiige Gebiätjj$dn deren Qualität und Erreich-

barkeit die Schwere eingetretenen körpeiiioh6r: Verlelzui gë :.mit Blick auf die :den Op-
fern dauerhaft verbleibenden Verfetzungë$ig$n:äbhänäëß kühn. ' ' ' -'

Dabei hat das Bundesverwaltungsgericht"ein;::R:isiko. .VÜn .c-a:. 'f/8a0 oder O.1 2% verlebt

oder getötet zu werden noch nicht als üus.reichende :Gefahrendlchte angesehen
: '.'. l 'l

H
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vgl. BVewG, Uöeii vom :l)', November 2011
'i 3/10 -, juris, Rn. 22

Kann der Schutzsuchende nachweisen, dass ër aufgrund von Umständefil die seine
persönliche Sil:uation prägen,: spezin:sch bëtrötfëh iäËI sinkt der Grad der willkürlichen

Gewalt, der vorliegen muss, um eine iridividuËlle 8edlohunä anzunehmer}

vgl. EUGH, Urteil vom 'l?. Februar 20ö9
(Elgafaji) -* juris. Rn 39

C-465/Q7

Zu diesen gefahrerhöhenden Umständen!: gehören solche persönlichen Umstände, die
den Schutzsuchenden von der allgemeinen, .urlgezleiten Gewalt stärker betroffen er-
scheinen lassen, etwa weil ef von Ë3erufs wegen - z.Ö:. als Arzt oder Journalist - ge-

zwungen ist, sich nahe an der Gefahrenquelle aufzuha.iter. E$ können aber auch per-

sönliche Umstände sein, aufgrund derer der l$chutzsuchende ais Zielperson zusätzlich
der Gefahr gezielter Gewaitaki:e ausgesetzt i$t, sofern .deswegen nicht bereits die Zue{.
kennung der FI(l chtlingseigenschafl: in :8ei:raoht j€ömm!:

Vgi. BVenvvG, Urteile vöm .27;.:April 20'tol- .'l{) c 4,09 -...
julis, Rn. 331 und vom '17. November 20'il - 10 c
1 3/'t O -; juris. Rn, 22

Bezugspunkt fiat die Gefahrenpragnose der tatsächliche Ziëiort des Ausländers bei sei-

ner R{)ckkehf ist. Dies is{ regelmäßig die Herkqnftsregion.:d;es Asylsuchenden. in.-die er

typischeru-eße zurückkehren wird selbst wenn er im konkreten Fall den personalen

Bezug zu diese!" verloren ha{. Es kom$tl:dur.:d.aRn auf die u1lsprilngiiche Herkunftsreglort

nicht: mehr an, wenn sich der Ausländer schon vÖr dell'.ausreise, unabhängig von den
fltlchtauslösenden Umständen, von ihr.ge},öst:y,rtd in :einem anderen Landesteil nieder«

gelassen hat. um dod dauerhaft zu leben:.

Vgi. BVerwG, Urteile Vam 31. Januar 2013 -
10 C {5/12 - juris, Rn.,':t3 {.;:ünd .vöm.;.17;: November
201 1 - 1 0 C 13/10 -, juris,.Rn. 11:6.

Im Fall der Kläger ist demnach auf dle Kabul abzustellen. wö sie vor ihrer Ausreise ge
lebt ha ben
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In der Stadt Kabul leben schätzungsweise:3;5 :bts .ilbëi .Ëi Millioner} Menschen, kobe
nsbesondere \-/egon des schnellen \rvachstums kerne genauen Zahlen bekanrlt sind

vgl ESSO: Country of Orfgln Information Report - Af-
ghanistan Security situä€ion, bëkämËer ë0't 7, '$. 69

Die Sicherheitslage in Kabul i$t schwierig i.lnd vor allem durch erröristische Anschläge
geprägt.

Vgl. hierzu ausführlich und unter Auswedurtg der aktu-
ellen Erkenntnisse V(3H . Baden-WÜRtemberg* örtel
vom 16. Oktober 2Cl} ? - A 'l f $ 512/17 -, juris Rn. 'i96.

Im Zeitraum vom T September 201fi bis zum 31 Mai 20T7 v/urnen in der Stadt Kabul
Insgesamt 290 sicherheitsreievante Vaä'$11ël"ëÖ stlieH

vgl EAST. Country ot Drigln Information Report
ghanistan Security Sitliü it$n. öëzëhber : 201'7, S
m*w.N, zu den konkret :bekannten Voffäilen

A$
71

Nach Angaben der UNAMA verzeichnet die Provinz Kabul filr den Zeitraum von 1 , Ja:

nuar bis zum 3f . Dezember 20'17 im Vergleich zu anderen Provinzen mit 1,831 die
höchste Anzahl ziviler opfer - ein Än$ ieg ÜM':4o%. Vergfiühen 2um gleichen Zeitraum

201 6. }rl der Stadt Kabul kam e$ aufgiuäd Vöh::$elbglnlÖfäättentaten und sog. komple-
xen Anschlägen zu 1 61 2 zivilen Opfen1 (440 Tote und 1 1 72 Verletzte)

Vgl. USAMA, Äfgha nissan;;RepaR : on .:pfä.iëction of avi.
hans i Ahmed Conflict:.:2C},7,.S:...=:4 mit fu,ßnöte 'f6 und
Annex lli, $. 671 zur Ziëlrichtüng"äër Anschläge vgl.
EA$O: Country öf Ofigin ID$örrllation Report - A$ghanb-
tan Security Situation* Dezep.bqr 20$-:?1::s.":7ii: f. '

Setzt neri Opfer- und Einwohnerzahlen zueinander ins Verhältnis, l$t nach dem Maß-
stab des Bundesverwaltungsgerichts allerdings nicht bea.chtiich wahrscheinlich. dass

eine Zivilperson ohne besondere gefahferhöh.ende"Umständen allein aufgfurid ihrer An-
wesenheit in Kabul, einen ernsthaften Schaden erleiden wird
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Zwar zeigen auch die erneuten Anschläge :Ende 20i.'7 uhd im Januar 2Q18. tiber die

öffentliche Medien berichteten. dass :SiGl} dië $i.Gherheltsiage weiter vefschädt, Ange-
chts dei hohen BevölkerÜhgszahl der :Stadt :kann abë{ auch dies zumindestderzeit

noch nicht zu einer anderen Bewertung d$ 1QQiahrenj$g$ uhren

Schließlich ftlhrt dle erforderliche Gesamtbetractltung aller tquantitatlven und qualitati
vene Umstände zu keinem anderen Ergebnis Individuelle gefahrerhöhenae Umstände
In der Person des Klägers sind nicht efëiöhtl;ich

Die Kläger zu ] ., 2., 4,* 6. und 7. haben aber .Änsprtich :äuf Feststellung eines Abschie.
bungsverbots nach $ 60 Ab$. 5 Aufenthg

Nach $ 60 Abs 5 Aufenthg darf ein Ausländer nicht abgeschoben werden

au$ def Anwendung der EMRK ergibt, da.$s gip i\b,schiebung unzulässig i$t.

soweit sich

Den Klägern droht Im Fall einer Rückkehr nach Afghanistan mit b
' '-- '.'. ' . -

eachtiicher Wahf-

;'h'i"iichk.it eine V'rle€zu«g v.- p.d:.; lä läÜkk: :&ëg+nj:ä 1, b.,tig.n Versorgungslage
Hinsichtlich def Kläger zu 1 ., 2.. 6. und 7. :kann insowei! .ai,if die Vorstehenden Ausfüh-

rungen im Rahmen des Anspruchs der. .Klägeiinnën zq 31. :,und 5. auf tuerken:Rung der
Fllichtlingseigenschaft venvlesen V'erden Auch der sechs Tage vor der mundlichen

Verhandlu g volljährig gewordene Kläger zu 41 wird die Existenz in Afghanistan nicht

sichern können. fm Familienverband wild.qie ..EY:ist.9nzsi;cherung schaft wege,n der Grö-

.ße der famIlIe nicht gelingen, Buch insofern: wird auf äiö vorstehenden Ausfilhfuhgen

Verweisen. Isoliert betracht:et wË3rde der l<fägel dazu ebenfalls nicht in der Laße sein

Der Kläger zu 4. haä: noch nie außerhalb:s Ines.Elfe nha J$e$ gelebt. Auch:die" Reise
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B
;l:i :lliiiil'ill:ll'l:$illFll lille:
st wegen deË Auhebung der Äbschiebungsändrohung gegenstandslos

:l:lll: -::.::::155 Abs l VWGO, $ 83 b AsyIG Dle Entschel-

rke!t folgt aus 5 167 VWGO in Verbindung mit

B-e-Ë..!!.Lg.U.!.U.g.! bß le h ru n

ilZIHIEl$W :* ::l$1illl$$14 :: ;l !::!
1 . die Rechtssache grundsätzliche:Badet:ftühg hät Ödë,f

3 ein rn $ 1 38 der Verf/altungsgerrchtsordnung bezeichneter \verfahrens
mangelgeltendgemachtwirdundvorlrëgt ' ' - - -v--''
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erfolgen sche Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr x/erordnung - ERyyl

Dpe Antragsschrift sollte zv/elfacla eingereicht verden Im Fall der Einreic-hu-- ::
elektronischen [)Okuments bedarf es keinerAbschriften - - u -wlU endes
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